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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Hamburg vom 19. Juli 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind
auch fÃ¼r das Berufungsverfahren nicht zu erstatten. Die Revision wird nicht
zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt von der Beklagten die GewÃ¤hrung von stationÃ¤ren
Leistungen zur medizinischen Rehabilitation.

Die 1960 geborene KlÃ¤gerin ist als Verwaltungsfachangestellte
sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Ein Grad der Behinderung von 40 wurde
bei der KlÃ¤gerin seit dem 21. Juli 2011 festgestellt, ein Neufeststellungsantrag
abgelehnt. Die dagegen erhobene Klage blieb erfolglos, die Berufung der KlÃ¤gerin
wurde vom erkennenden Senat als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen (L 3 SB 15/17).

Die KlÃ¤gerin absolvierte zuletzt 2015 eine stationÃ¤re MaÃ�nahme der
medizinischen Rehabilitation in der D. Klinik in B â�¦
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Am 6. Mai 2016 stellte die KlÃ¤gerin auf Aufforderung der Krankenkasse erneut bei
der D. einen Antrag auf GewÃ¤hrung von Leistungen zur medizinischen
Rehabilitation in Form einer stationÃ¤ren MaÃ�nahme sowie Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben. Die D. leitete den Antrag am 9. Mai 2016 an den
beklagten RentenversicherungstrÃ¤ger weiter. In einer der Beklagten vorgelegten E-
Mail an ihren behandelnden Arzt teilte die KlÃ¤gerin mit, zur Besserung der
Schmerzen in der HalswirbelsÃ¤ule sehe sie als einzige MÃ¶glichkeit
regelmÃ¤Ã�iges RÃ¼ckenschwimmen und WÃ¤rme. Hierzu sei die
RehabilitationsmaÃ�nahme notwendig, die SchwimmbÃ¤der seien ansonsten
Ã¼berfÃ¼llt. Ihr behandelnder OrthopÃ¤de Dr. D1 legte einen Bericht vor,
ausweislich dessen die KlÃ¤gerin seit ca. einem Jahr Ã¼ber Taubheit und Kribbeln
im FuÃ� und Unterschenkel mehr links als rechts klage.

Die Beklagte lehnte den Antrag der KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 12. Juli 2016 mit
der BegrÃ¼ndung ab, die letzte RehabilitationsmaÃ�nahme sei noch keine vier
Jahre her. Dringende gesundheitliche GrÃ¼nde, die eine vorzeitige Leistung
erfordern wÃ¼rden, seien nicht erkennbar.

Am 2. August 2016 legte die KlÃ¤gerin Widerspruch per E-Mail mit der
BegrÃ¼ndung ein, die letzte stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme sei aufgrund
einer psychischen Diagnose gewÃ¤hrt worden. Diese MaÃ�nahme sei aufgrund
eines Unfalls im Jahre 2013 notwendig, infolgedessen sie BandscheibenvorfÃ¤lle im
Bereich der Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule erlitten habe. Sie sei bei der letzten Reha-
MaÃ�nahme davon ausgegangen, dass die Folgen des Unfalls berÃ¼cksichtigt
wÃ¼rden, was nicht der Fall gewesen sei.

Die Beklagte forderte von dem behandelnden OrthopÃ¤den der KlÃ¤gerin einen
Ã¤rztlichen Bericht an. Mit Schreiben vom 3. Februar 2017 wies die Beklagte die
KlÃ¤gerin dann darauf hin, dass die Erhebung des Widerspruchs per E-Mail nicht
zulÃ¤ssig ist. Die KlÃ¤gerin Ã¼bersandte daraufhin einen unterzeichneten Ausdruck
der E-Mail an die Beklagte.

Die Beklagte wies den Widerspruch der KlÃ¤gerin mit Widerspruchsbescheid vom
28. MÃ¤rz 2017 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck.

Am 7. April 2017 hat die KlÃ¤gerin Klage vor dem Sozialgericht Hamburg erhoben.
Zur BegrÃ¼ndung hat sie angegeben, ihr OrthopÃ¤de habe entgegen der
BegrÃ¼ndung im Widerspruchsbescheid eine Stellungnahme abgegeben. Sie habe
am 12. August 2013 einen Unfall gehabt, ihre Arbeitsstelle verloren und nach
Wiedereingliederung und schwerem Kampf nun einen Arbeitsplatz, an dem sie
arbeiten kÃ¶nne. Sie fÃ¼hre dreimal wÃ¶chentlich Therapien und zweimal
wÃ¶chentlich Reha-Sport durch. Eine Nasenoperation stehe bevor und sie werde
voraussichtlich ins Schlaflabor aufgenommen. Neu sei ADHS als Diagnose
hinzugekommen.

Das Gericht hat Beweis erhoben und Befundberichte der behandelnden Ã�rzte
eingeholt sowie medizinische Unterlagen beigezogen. Dr. V. hat am 13. September
2017 angegeben, dass ein relevantes obstruktives Schlafapnoesyndrom bei der
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KlÃ¤gerin nicht festgestellt worden sei. Der behandelnde OrthopÃ¤de Dr. D1 hat am
6. November 2017 angegeben, dass die LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin aus
fachorthopÃ¤discher Sicht nicht eingeschrÃ¤nkt sei. Die ErwerbsfÃ¤higkeit sei
weder gefÃ¤hrdet noch gemindert.

Das Sozialgericht hat ein SachverstÃ¤ndigengutachten der FachÃ¤rztin fÃ¼r
Chirurgie, Unfallchirurgie und OrthopÃ¤die und Sozialmedizin Dr. S. eingeholt. In
dem Gutachten vom 22. MÃ¤rz 2018 ist die SachverstÃ¤ndige nach Untersuchung
der KlÃ¤gerin zu dem Ergebnis gelangt, dass die ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin in
Bezug auf ihre TÃ¤tigkeit als Verwaltungsfachangestellte weder gefÃ¤hrdet noch
gemindert sei. Die ambulanten physiotherapeutischen und physikalischen
MaÃ�nahmen und die ausgestellte Reha-Sport-Verordnung seien medizinisch
ausreichend und zweckmÃ¤Ã�ig, um die wiederkehrenden Hals- und
LendenwirbelsÃ¤ulensyndrome symptomatisch zu behandeln. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne
aufgrund der Erkrankungen der Hals- und LendenwirbelsÃ¤ule keine schweren oder
mittelschweren kÃ¶rperlichen Arbeiten mehr verrichten. Das LeistungsvermÃ¶gen
sei auf leichte kÃ¶rperliche Arbeiten mit einer durchschnittlichen Gewichtsbelastung
herabgesunken. Das Bewegen, Heben und Tragen mittelschwerer und schwerer
Lasten ohne eine Hilfsperson oder technische Hilfsmittel sei nicht mÃ¶glich.
Aufgrund der wiederkehrenden, in die Beine ausstrahlenden Beschwerden solle die
KlÃ¤gerin nicht dauerhaft im Stehen oder Gehen arbeiten. Ã�berwiegend sitzende
TÃ¤tigkeiten mit gelegentlichem Wechsel in gehende und stehende
Arbeitspositionen seien zumutbar, auch TÃ¤tigkeiten im Wechselrhythmus von
Gehen, Stehen, Sitzen zu annÃ¤hernd gleichen Teilen. Bei einer sitzenden
TÃ¤tigkeit solle die KlÃ¤gerin die MÃ¶glichkeit haben, pro Stunde etwa fÃ¼nf
Minuten in eine gehende oder stehende TÃ¤tigkeit zu wechseln. Die KlÃ¤gerin solle
nicht in WirbelsÃ¤ulenzwangshaltungen, beengten RÃ¤umen, im Knien oder
Fersenhocksitz, dauernder Rumpfvorbeuge, mit verdrehtem KÃ¶rper unter
gleichzeitiger Gewichtsbelastung, dauerhaft Ã¼ber Kopf, auf Leitern und
GerÃ¼sten oder an gefÃ¤hrdenden ArbeitsplÃ¤tzen unter Absturzgefahr arbeiten.
Monotone TÃ¤tigkeiten wie reine Sortier- oder Bildschirmarbeiten seien nicht
mÃ¶glich. Sie kÃ¶nne mit den Armen leichte und gelegentlich mittelschwere Hebel
oder Werkzeuge bedienen, gelegentlich in Armvorhalte und Ã¼ber Kopf arbeiten.
HÃ¤ufiges Treppensteigen, Gehen auf unebenem, rutschigen, vibrierendem oder
schwankendem Untergrund und GanzkÃ¶rpervibrationen seien auszuschlieÃ�en.
Die KlÃ¤gerin solle keinen Atemwegsreizstoffen, Rauch, Gasen, DÃ¤mpfen und
inhalativen Allergenen ausgesetzt werden. Besondere Anforderungen an das
SehvermÃ¶gen kÃ¶nnten nicht gestellt werden wegen einer Sehbehinderung.
TÃ¤tigkeiten ausbildungsgemÃ¤Ã�er, geistiger Art und Verantwortung,
durchschnittlicher nervlicher Belastung und durchschnittlichen Anforderungen an
die Ein-, Umstellungs-, Konzentrations- und ReaktionsfÃ¤higkeiten seien zumutbar.
Besonders stressbelastete TÃ¤tigkeiten, wie taktgebundene Arbeiten im Akkord
oder FlieÃ�band- und NachtschichttÃ¤tigkeiten sollten ausgeschlossen werden.
TÃ¤tigkeiten mit hohen Anforderungen an die Team- und KontaktfÃ¤higkeit,
hÃ¤ufigem Publikumskontakt und zunehmenden kognitiv-konzentrativen
Anforderungen seien nicht zumutbar. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne unter diesen
Voraussetzungen sechs Stunden und mehr arbeitstÃ¤glich tÃ¤tig sein. Sie leide an
einer psychischen Minderbelastbarkeit (kombinierte PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit
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emotional instabilen narzisstischen Anteilen, gemischt Ã¤ngstlich-depressive
StÃ¶rung), einer Minderbelastbarkeit der HalswirbelsÃ¤ule bei Bandscheibenvorfall
C5/C6 ohne neuromuskulÃ¤re Reiz- oder Ausfallerscheinungen, einer
Minderbelastbarkeit der LendenwirbelsÃ¤ule bei geringer linkskonvexer Fehlstatik
und BandscheibenvorwÃ¶lbungen L4/5 und L5/S1 ohne neuromuskulÃ¤re Reiz- oder
Ausfallerscheinungen, ISG-Irritation beidseits, einem hyperreagiblem
Bronchialsystem, fraglichem Asthma bronchiale und obstruktivem Schlafapnoe-
Syndrom, Sehbehinderung, links mehr als rechts, bei angegebener Kurzsichtigkeit
und Ã�bergewicht.

Die KlÃ¤gerin hat das Gutachten angegriffen. Die SachverstÃ¤ndige habe sich nicht
zu den Auswirkungen von Borrelien-Infektionen geÃ¤uÃ�ert. Es falle ihr schwer, die
Schmerzen auszuhalten. Wie Dr. S. darauf komme, dass sie keine
Ausfallerscheinungen habe, wisse sie nicht. Sie habe TaubheitsgefÃ¼hle in beiden
Beinen, diese fÃ¼hlten sich wie eingeschlafen an. Dr. S. habe ihr gesagt, dass sie
erst fÃ¼r 2019 eine stationÃ¤re Reha-MaÃ�nahme befÃ¼rworten kÃ¶nne. Der
Physiotherapeut habe zum Fersensitz zur Entlastung des Hohlkreuzes geraten, die
SachverstÃ¤ndige rate hingegen davon ab. Dr. S. habe Adipositas festgestellt. Die
KlÃ¤gerin schaffe ohne UnterstÃ¼tzung die erforderliche Gewichtsreduktion nicht.
Sofern das Verfahren bis 2019 ausgesetzt und dann eine Reha-MaÃ�nahme
bewilligt werde, sei sie damit einverstanden. Eine Klinik mit SchwimmmÃ¶glichkeit
wÃ¼rde sie bevorzugen.

In der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 15. Juni 2018 hat Dr. S. darauf
hingewiesen, dass die Beurteilung anhand der objektiven Befunde erfolge und
subjektive Beschwerden in die Beurteilung einflÃ¶Ã�en, soweit sie angegeben
wurden. LÃ¤hmungen, TeillÃ¤hmungen oder auch StÃ¶rungen des
GefÃ¼hlsempfindens habe die KlÃ¤gerin jedoch nicht benannt. Entgegen der
Aussage der KlÃ¤gerin habe sie keine Reha-MaÃ�nahme fÃ¼r 2019 empfohlen,
sondern erlÃ¤utert, dass nach dem letzten Heilverfahren 2015 erst nach Ablauf von
vier Jahren eventuell ein weiteres Heilverfahren in Betracht gezogen werden
kÃ¶nne. Die gewÃ¼nschte Gewichtsreduktion kÃ¶nne im ambulanten Rahmen
durch DiÃ¤t- und ErnÃ¤hrungsberatung, durch moderate Sporttherapie ggf.
Verhaltenstherapie erreicht werden.

Die KlÃ¤gerin hat dazu erneut Stellung genommen. Sie habe selbstverstÃ¤ndlich
Ã¼ber TaubheitsgefÃ¼hle gesprochen. Die Schmerzen auszuhalten koste
unheimlich viel Energie, sie kÃ¶nne sich dann schlecht konzentrieren, mache Fehler
und es sei zeitaufwÃ¤ndig, diese zu korrigieren. Eine Reha-MaÃ�nahme sei ihre
letzte Hoffnung. Sie sei mit dem Gutachten von Dr. S. nicht einverstanden. Sie
beantrage ein Zweitgutachten. Die Beklagte sei allein aus KostengrÃ¼nden nicht
bereit, die RehabilitationsmaÃ�nahme zu gewÃ¤hren. Diese sei notwendig wegen
der Adipositas und einer Schmerztherapie. Letztere sei ambulant nicht mÃ¶glich.
Eine weitere Operation stehe an.

Das Sozialgericht hat bei dem behandelnden OrthopÃ¤den Dr. D1 einen
Folgebefundbericht angefordert und die Akte des Landessozialgerichts Hamburg
zum Aktenzeichen L 3 SB 15/17 angefordert. In dem Verfahren hat der Facharzt
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fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. N. ein Gutachten erstellt. Dieser ist zu dem
Ergebnis gekommen, dass sich gegenÃ¼ber dem gesundheitlichen Zustand der
KlÃ¤gerin im Jahr 2016 keine wesentliche Ã�nderung feststellen lasse.

Die KlÃ¤gerin hat weitere medizinische Unterlagen eingereicht. Die
SachverstÃ¤ndige Dr. S. hat am 26. April 2019 ergÃ¤nzend dargelegt, dass dem
Befundbericht von Dr. D1 nichts Neues zu entnehmen sei. SÃ¤mtliche durch Dr. D1
dokumentierten Befunde seien bei der Begutachtung bereits bekannt gewesen.
Auch zu den BeeintrÃ¤chtigungen an der LendenwirbelsÃ¤ule, durch die
Schlafapnoe und auf psychiatrischem Fachgebiet fÃ¤nden sich keine weiteren
Erkenntnisse von sozialmedizinischer Bedeutung.

Das Sozialgericht hat nach AnhÃ¶rung der Beteiligten am 19. Juli 2019 durch
Gerichtsbescheid entschieden und die Klage abgewiesen. Die KlÃ¤gerin habe keinen
Anspruch auf GewÃ¤hrung einer stationÃ¤ren Reha-MaÃ�nahme. Die KlÃ¤gerin
erfÃ¼lle nicht die persÃ¶nlichen Voraussetzungen im Sinne des Â§ 10
Sozialgesetzbuch-Sechstes Buch (SGB VI). Zudem greife ein Ausschlussgrund,
sodass Leistungen durch die Beklagte nicht zu erbringen seien. Aufgrund des
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Frau Dr. S. sei davon auszugehen, dass weder
eine GefÃ¤hrdung noch eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit vorliege. Die
KlÃ¤gerin sei weiterhin in der Lage, ihrer beruflichen TÃ¤tigkeit nachzugehen und
es sei auch nicht wegen gesundheitlicher BeeintrÃ¤chtigungen und
FunktionseinschrÃ¤nkungen damit zu rechnen, dass ohne die begehrte
Rehabilitationsleistung eine Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit eintrete (sogenannte
GefÃ¤hrdung der ErwerbsfÃ¤higkeit). Ambulante MaÃ�nahmen seien im Hinblick auf
die orthopÃ¤dischen BeeintrÃ¤chtigungen nach dem eingeholten
SachverstÃ¤ndigengutachten ausreichend, um die Beschwerden zu lindern. Bei den
immer wieder auftretenden HalswirbelsÃ¤ulen- und
LendenwirbelsÃ¤ulensyndromen handele es sich jeweils um akut
behandlungsbedÃ¼rftige Erkrankungen, die eine stationÃ¤re
RehabilitationsmaÃ�nahme ausschlieÃ�en wÃ¼rden (Â§ 13 Abs. 2 Nummer 1 SGB
VI). Die SachverstÃ¤ndige Dr. S. habe keine wesentlichen BeeintrÃ¤chtigungen im
Bereich der HalswirbelsÃ¤ule feststellen kÃ¶nnen. Die Beweglichkeit sei nur
endgradig schmerzhaft eingeschrÃ¤nkt gewesen, degenerative VerÃ¤nderungen
hÃ¤tten nicht vorgelegen. Das gelte auch fÃ¼r die Beweglichkeit der Brust-und
LendenwirbelsÃ¤ule. Nervenwurzelreizerscheinungen seien nicht nachgewiesen,
ebenso hÃ¤tten LÃ¤hmungen und TeillÃ¤hmungen entgegen den Angaben der
KlÃ¤gerin nicht festgestellt werden kÃ¶nnen. Auch die erhobenen Befunde
wÃ¼rden das Vorbringen der KlÃ¤gerin insoweit nicht stÃ¼tzen. Durch die geltend
gemachten Erkrankungen an der WirbelsÃ¤ule ergebe sich weder, dass mit einer
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit zu rechnen sei, noch dass eine solche bereits
vorliege. Dabei sei zu berÃ¼cksichtigen, dass die KlÃ¤gerin bei ihrer TÃ¤tigkeit als
Verwaltungsfachangestellte durchaus immer wieder wechselnden KÃ¶rperhaltungen
einnehmen kÃ¶nne. Sie habe nach eigenen Angaben ein Stehpult erhalten, sodass
sie auch im Stehen arbeiten kÃ¶nne. Die von der KlÃ¤gerin geltend gemachten
Schmerzen lieÃ�en sich in dem angegebenen AusmaÃ� nicht objektivieren.
MaÃ�geblich seien die aus den objektiv vorliegenden Erkrankungen folgenden
FunktionseinschrÃ¤nkungen fÃ¼r berufliche TÃ¤tigkeiten und nicht die subjektiven
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Angaben und Ã�berzeugungen der KlÃ¤gerin. Im Hinblick auf das
Schlafapnoesyndrom und ADHS stÃ¼nden ebenfalls Therapien zulasten der
Krankenkasse zu VerfÃ¼gung und es sei nicht erkennbar, dass die Ã¼blichen
Behandlungen bereits ausgeschÃ¶pft worden seien. Gleiches gelte fÃ¼r die
Adipositas, die ebenfalls im Rahmen einer normalen hausÃ¤rztlichen Behandlung in
Angriff genommen werden kÃ¶nne. Auch die Borrelien-Infektionen kÃ¶nnten bei
ihrem Auftreten durch die behandelnden Ã�rzte der KlÃ¤gerin behandelt werden.

Gegen den ihr am 23. Juli 2019 zugestellten Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am
24. Juli 2019 Berufung eingelegt. Sie teilt mit, dass sie in naher Zukunft Ã¼ber die
Krankenkasse eine psychosomatische Klinik aufsuchen werde und eine stationÃ¤re
Reha-MaÃ�nahme durchgefÃ¼hrt wÃ¼rde. Jedoch ginge es im vorliegenden Fall um
die kÃ¶rperliche Rehabilitation und Gewichtsabnahme. Sie sei am 25. Juli 2019 am
rechten FuÃ� operiert worden und benÃ¶tige eine solche MaÃ�nahme. Das gelte
auch fÃ¼r die WirbelsÃ¤ulenbeschwerden.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Hamburg vom 19.07.2019 und den
Bescheid der Beklagten vom 12.07.2016 und den Widerspruchsbescheid vom
28.03.2017 aufzuheben und diese zu verurteilen, ihr eine stationÃ¤re MaÃ�nahme
der medizinischen Rehabilitation mit orthopÃ¤dischem Schwerpunkt zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Das Sozialgericht habe den festgestellten Sachverhalt zutreffend gewÃ¼rdigt und
die Entscheidung Ã¼berzeugend begrÃ¼ndet.

Das Berufungsgericht hat aktuelle Befundberichte eingeholt, unter anderem Ã¼ber
die durchgefÃ¼hrte FuÃ�operation (Operationsbericht der Klinik F., Bericht des
Physiotherapeuten M. vom 19. Oktober 2019, Befundbericht des medizinischen
Versorgungszentrums fÃ¼r GefÃ¤Ã�medizin vom 21. November 2019). Es ist
Beweis erhoben worden durch Einholung eines ErgÃ¤nzungsgutachtens im Hinblick
auf die weiteren Befunde und die FuÃ�operation durch die SachverstÃ¤ndige Dr. S
â�¦ Diese ist in ihrem Gutachten vom 4. Mai 2020 nach erneuter Untersuchung der
KlÃ¤gerin zu dem Ergebnis gelangt, dass nach Korrekturoperation eine X-
Fehlstellung im GroÃ�zehengrundgelenk rechts (Hallux valgus) im Juli 2019 keine
neuen sozialmedizinisch relevanten GesundheitsstÃ¶rungen vorliegen wÃ¼rden.
Das Gangbild zu ebener Erde mit Einlagenversorgung sei unauffÃ¤llig, eine
nennenswerte Muskelminderungen des rechten Beins im Seitenvergleich oder auch
eine ausgeprÃ¤gtere Schwellneigung wÃ¼rden nicht vorliegen. In den letzten
RÃ¶ntgenbildern des rechten FuÃ�es zeige sich eine zunehmende knÃ¶cherne
Konsolidierung nach Korrekturoperation des Hallux valgus. Nach der geplanten
Materialentfernung am rechten GroÃ�zehen sei von vorÃ¼bergehender
ArbeitsunfÃ¤higkeit von vier bis maximal sechs Wochen auszugehen. Es habe sich
im Vergleich zum Vorgutachten vom 22. MÃ¤rz 2018 und den ergÃ¤nzenden

                               6 / 9



 

Stellungnahmen nichts geÃ¤ndert, sodass auf dieses Gutachten zu verweisen sei.
Nach der geplanten Materialentfernung im Bereich des rechten GroÃ�zehs und
vorÃ¼bergehender ArbeitsunfÃ¤higkeit seien fachÃ¤rztliche angeleitete ambulante
physiotherapeutische oder physikalische MaÃ�nahmen und das Tragen der bereits
verordneten Unterschenkel-KompressionsstrÃ¼mpfe ausreichend und
zweckmÃ¤Ã�ig. Ebenso seien zur Behandlung der wiederkehrenden Hals- und
LendenwirbelsÃ¤ulenbeschwerden bei degenerativen VerÃ¤nderungen ebenfalls
ambulante wohnortnahe MaÃ�nahmen medizinisch ausreichend. Es wird inhaltlich
Bezug genommen auf das ErgÃ¤nzungsgutachten vom 4. Mai 2020 der
SachverstÃ¤ndigen Dr. S â�¦

Die KlÃ¤gerin hat EinwÃ¤nde gegen das Gutachten erhoben. Die Gutachterin habe
selbst beschlossen, keine neuen RÃ¶ntgenaufnahmen zu fertigen, sie sei nicht
gefragt worden. Sie benÃ¶tige dringend eine stationÃ¤re Reha-MaÃ�nahme,
insbesondere wegen der WirbelsÃ¤ule, HalswirbelsÃ¤ule der Beine und wegen ihrer
Adipositas. Wenn sich die Situation mit ihrem FuÃ� verbessere gehe sie davon aus,
dass sie spÃ¤testens Ende 2020 oder Anfang 2021 eine solche stationÃ¤re Reha-
MaÃ�nahme antreten kÃ¶nne. Sie nehme die Berufung nicht zurÃ¼ck und sei
gegenwÃ¤rtig arbeitsunfÃ¤hig krankgeschrieben.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie wegen des
Vorbringens der Beteiligten wird auf die Gerichtsakte und die Verwaltungsakte der
Beklagten Bezug genommen. Diese waren Gegenstand der Entscheidung.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige, insbesondere statthafte, form- und fristgerechte Berufung (Â§Â§ 151
, 143 Sozialgerichtsgesetz (SGG)) ist nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die
Klage zu Recht abgewiesen. Es besteht kein Anspruch auf GewÃ¤hrung einer
stationÃ¤ren medizinischen RehabÃlitationsmaÃ�nahme. Die ErwerbsfÃ¤higkeit der
KlÃ¤gerin ist weder gemindert noch gefÃ¤hrdet. Ambulante Heil- oder
RehabilitationsmaÃ�nahmen reichen aus.

Wie das Sozialgericht zutreffend und mit Ã¼berzeugender BegrÃ¼ndung dargelegt
hat, fehlt es an der erforderlichen GefÃ¤hrdung oder Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit. Die KlÃ¤gerin ist weiterhin in der Lage, ihrer beruflichen
TÃ¤tigkeit als Verwaltungsangestellte nachzugehen und es ist auch nicht zu
befÃ¼rchten, dass die ErwerbsfÃ¤higkeit aufgrund der Erkrankungen der KlÃ¤gerin
in rentenrechtlich relevantem AusmaÃ� gefÃ¤hrdet ist. Sie ist soweit es ihre
orthopÃ¤dischen und internistischen Erkrankungen betrifft ggf. auf ambulante
MaÃ�nahmen der Rehabilitation zu verweisen. Wie das Sozialgericht zutreffend
dargelegt hat, erbringen die TrÃ¤ger der gesetzlichen Rentenversicherung in der
Phase akuter BehandlungsbedÃ¼rftigkeit gemÃ¤Ã� Â§ 13 Abs. 2 Nr. 1 SGB VI keine
Leistungen der medizinischen Rehabilitation. Eine stationÃ¤re Reha-MaÃ�nahme im
Hinblick auf psychische Erkrankungen ist bereits zu Lasten der Krankenversicherung
durchgefÃ¼hrt worden. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird im Hinblick auf
die Voraussetzungen fÃ¼r eine medizinische RehabilitationsmaÃ�nahme, die
durchgefÃ¼hrte Beweisaufnahme und BeweiswÃ¼rdigung auf die zutreffenden und
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Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts in der angefochtenen
Entscheidung verwiesen (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Die vom Berufungsgericht aufgrund der vorgetragenen Verschlechterung und der
zwischenzeitlich durchgefÃ¼hrten FuÃ�operation durchgefÃ¼hrte Beweisaufnahme
fÃ¼hrt zu keiner anderen EinschÃ¤tzung. Die bereits erstinstanzlich beauftragte
SachverstÃ¤ndige Dr. S. hat in ihrem ErgÃ¤nzungsgutachten vom 4. Mai 2020 nach
erneuter Untersuchung plausibel und nachvollziehbar dargelegt, dass auch nach
Korrekturoperationen einer X-Fehlstellung im GroÃ�zehengrundgelenk im Juli 2019
keine neuen sozialmedizinisch relevanten GesundheitsstÃ¶rungen vorliegen. Das
Gangbild zu ebener Erde mit Einlagenversorgung sei mittelschrittig und
unauffÃ¤llig, eine nennenswerte Muskelminderungen des rechten Beines im
Seitenvergleich oder auch ausgeprÃ¤gtere Schwellneigung sei trotz der bisher noch
nicht durchgefÃ¼hrten Versorgung mit unterschenkellangen
KompressionsstrÃ¼mpfen beidseits nicht gegeben. Die vorliegenden
RÃ¶ntgenbilder vom 5. September 2019 zeigten eine zunehmende knÃ¶cherne
Konsolidierung nach Korrekturoperation des Hallux valgus im Bereich des ersten
MittelfuÃ�knochens und des GroÃ�zehengrundgelenks. Nach der geplanten
Materialentfernung sei mit einer vorÃ¼bergehenden ArbeitsunfÃ¤higkeit von vier
bis maximal sechs Wochen zu rechnen.

Damit besteht auch nach der FuÃ�operation keine Indikation fÃ¼r die gewÃ¼nschte
stationÃ¤re medizinische Rehabilitation. Die AusfÃ¼hrungen der
SachverstÃ¤ndigen sind fÃ¼r das Gericht auch plausibel. Sie stehen im Einklang mit
den vorliegenden Befunden. Aus dem vorliegenden Operationsbericht von Dr. B1
ergibt sich ein normaler Verlauf der Operation ohne Komplikationen. Der
RÃ¶ntgenbefund vom 5. September 2019 ist mit einer guten Korrekturstellung
bewertet worden. Hiermit korrespondierend hat die SachverstÃ¤ndige Dr. S. im
Rahmen der am 22. April 2020 durchgefÃ¼hrten Untersuchung ein flÃ¼ssiges
Gangbild festgestellt. Ein Schonhinken zeige sich auch barfÃ¼Ã�ig nicht. Die
FÃ¼Ã�e seien von der KlÃ¤gerin regelrecht abgerollt worden. Die Stand-und
Gangproben auf Fersen, FuÃ�innen-und AuÃ�enkanten seien regelgerecht
vorgefÃ¼hrt worden. Nach der durchgefÃ¼hrten Operation besteht daher keine
GefÃ¤hrdung der ErwerbsfÃ¤higkeit, die WegefÃ¤higkeit ist nach wie vor gegeben
und die KlÃ¤gerin in der Lage, in ihrem Beruf weiterhin tÃ¤tig zu sein. Soweit im
Zusammenhang mit der Operation weitere Behandlungen wie das Entfernen des
eingesetzten Materials erforderlich sind, handelt es sich um im Rahmen der
Krankenversicherung zu erbringende akute HeilbehandlungsmaÃ�nahmen. Eine
stationÃ¤re medizinische RehabilitationsmaÃ�nahme kann nach der gesetzlichen
Regelung nicht erbracht werden. Die Ã¼brigen Erkrankungen und Beschwerden
sind bereits in den Vorgutachten vor dem Sozialgericht gewÃ¼rdigt worden. Die
SachverstÃ¤ndige hat in ihrer erneuten Untersuchung vor dem Berufungsgericht
keine relevanten Verschlechterungen feststellen kÃ¶nnen. Wie vom Sozialgericht
dargestellt, kann die Adipositas mit ambulanten MaÃ�nahmen im Rahmen der
hausÃ¤rztlichen Betreuung behandelt werden.

Die von der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren vorgetragenen EinwÃ¤nde gegen das
SachverstÃ¤ndigengutachten verfangen nicht. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob
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im EinverstÃ¤ndnis mit der KlÃ¤gerin keine neuen RÃ¶ntgenaufnahmen gefertigt
worden sind. Denn es ist nicht erkennbar, dass dies erforderlich gewesen ist. Der
von der SachverstÃ¤ndigen festgestellte Untersuchungsbefund ist unauffÃ¤llig
gewesen, das Gangbild der KlÃ¤gerin ist als flÃ¼ssig ohne Schonhinken
beschrieben worden. Die Beschwerden im Zusammenhang mit der WirbelsÃ¤ule
sind ausfÃ¼hrlich im SachverstÃ¤ndigengutachten vor dem Sozialgericht
gewÃ¼rdigt worden, die weitere Untersuchung hat keine VerÃ¤nderungen ergeben.
Nicht von Belang ist, ob aufgrund der Corona-Krise stationÃ¤re MaÃ�nahmen
Ã¼berhaupt durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen, denn hierauf besteht ohnehin kein
Anspruch.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§ 160 SGG
nicht vorliegen

Erstellt am: 28.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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